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Grundsätzliche Überlegungen zum Erbvorbezug bei einer verbeiständeten Person
Ausgangslage

Rechtliche Möglichkeiten und Grenzen zu dieser Frage:

Klientin, ca. 70 Jahre alt, Beistandschaft nach 394 ZGB, Vermögen ca. 750'000.-, wohnt im Pflegeheim, psychisch krank, 2 Kinder, Einkommen: nur AHV-Rente. Die Tochter (die Frau hat 2 Kinder, jedoch nur noch zur Tochter Kontakt) hat mit der Mutter abgesprochen, dass sie einen Erbvorbezug von ca. Fr. 150'000.- bekommt. Meiner Ansicht nach steht das nicht im Interesse des Mündels und der Bezirksrat sagt, er würde dagegen aufsichtsrechtlich vorgehen, wenn, es je geschehen sollte.

· Ist ein Erbvorbezug in diesem Fall bzw. grundsätzlich nicht möglich? 
· Wie ist es bei einer Beistandschaft nach Art. 394 ZGB generell?

Erwägungen

Ist der Beiständin nach Art. 394 ZGB die Verwaltung des Vermögens aufgetragen worden, so hat sie sich auf die Verwaltung und die Fürsorge für die Erhaltung des Vermögens zu beschränken (Art. 419 Abs. 1 ZGB). Verfügungen, die darüber hinausgehen, darf sie nur auf Grunde besonderer Ermächtigung vornehmen, die ihr die Vertretene selber oder, wenn diese hiezu nicht fähig ist, die Vormundschaftsbehörde erteilt (Art. 419 Abs. 2 ZGB). Unter diese sog. ausserordentlichen Verwaltungshandlungen fallen z.B. die Wohnungsliquidation mit allen Folgegeschäften, Kauf oder Verkauf von Liegenschaften sowie die dingliche Belastung solcher, die Gewährung und Aufnahme von Darlehen und dergleichen.
 Darunter würde m.E. auch die Gewährung eines Erbvorbezugs fallen.

Die verbeiständete Person bleibt auch nach Errichtung der Beistandschaft handlungsfähig (Art. 417 ZGB). Die Verbeiständete kann demgemäss zu den ausserordentlichen Verwaltungshandlungen ihre Zustimmung geben und die Beiständin zu solchen Handlungen autorisieren. Vorausgesetzt ist einzig, dass die verbeiständete Person zur diesbezüglich sachgemässen Entscheidung „fähig“ ist. 

Fähig i.S. des Art. 419 Abs. 2 ZGB ist eine verbeiständete Person dann, wenn sie in Kenntnis der konkreten Umstände Inhalt und Tragweite der in Frage stehenden Aktion genügend beurteilen und – allenfalls nach Darlegung durch die Beiständin – Vor- und Nachteile abwägen und für sich bewerten kann.

Fähig kann jemand zum vornherein nur sein, wenn und soweit er handlungsfähig ist und die fragliche Handlung somit unter dem Gesichtspunkt der rechtlichen Handlungsfähigkeit auch selbst vornehmen könnte. Ein vollständig Handlungsunfähiger vermag auch nicht die Zustimmung nach Art. 419 Abs. 2 ZGB zu erteilen.

Beabsichtigt die Beiständin mit Ermächtigung der Verbeiständeten ein über ihre Befugnisse nach Art. 419 Abs. 1 ZGB hinausreichendes Geschäft vorzunehmen, ist ihr aus Verantwortungsgründen v.a. bei wichtigen folgenreichen Fragen der Beizug eines Arztzeugnisses, das sich über die Ermächtigungsfähigkeit der Verbeiständeten in der konkreten Frage äussert, zu empfehlen.

Ausserdem wird eine Schriftlichkeit der Ermächtigung je nachdem nicht die schlechteste Absicherung sein. Nötig ist sie indessen nicht; es ist in Art. 419 Abs. 2 ZGB keine besondere Form für die Ermächtigung vorgesehen und diese ist daher formlos gültig.
 

Ist die verbeiständete Person zur Ermächtigung nicht fähig i.S. der oben gemachten Ausführungen, steht die entsprechende Befugnis der Vormundschaftsbehörde zu. Diese Zuständigkeit ist eine subsidiäre und der Behörde obliegt entsprechend in jedem Fall die Vergewisserung, ob die Verbeiständete nicht selbst in der Lage zur Ermächtigung ist.

Die Genehmigungsbedürftigkeit nach Art. 419 Abs. 2 ZGB hat nicht zur Folge, dass Art. 421 ZGB von jeder Anwendung ausgeschlossen ist. Als Ausfluss der nicht tangierten Handlungsfähigkeit muss allerdings das oben ausgeführte auch für die gemäss Art. 421 ZGB genehmigungsbedürftigen Geschäfte gelten, was bedeutet, dass insoweit als die Verbeiständete fähig zur Ermächtigung ist, eine behördliche Genehmigung in jedem Fall entfällt.

Ist die Frau im oben genannten Fall handlungsfähig, kann sie den Inhalt und Tragweite des Erbvorbezugs für ihre Tochter genügend beurteilen und die Vor- und Nachteile eines solchen Erbvorbezugs für sich selber abwägen und bewerten, steht einer Ermächtigung der Beiständin nichts im Wege. Ansonsten muss die Vormundschaftsbehörde der Beiständin die entsprechende Ermächtigung erteilen.
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� Basler Kommentar, Yvo Biderbost, 2. Aufl., Basel/Genf/München 2002, N 12 zu Art. 419 (zit. BSK-Biderbost)


� BSK-Biderbost, N 16-18 zu Art. 419


� BSK-Biderbost, N 21 zu Art. 419


� BSK-Biderbost, N 25 zu Art. 419 mit weiteren Ausführungen zum Vorgehen der Prüfung der Ermächtigungsfähigkeit der verbeiständeten Person und zu den diesbezüglichen Aufgaben der Beiständin


� BSK-Biderbost, N 26 zu Art. 419
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